
Editorial
Geplantes Lieferkettengesetz – Handelsbeziehungen sollen
menschlicher gestaltet werden

Die Regierung plant Unternehmen zu verpflichten, ihre Ak-
tivitäten und Geschäftsbeziehungen künftig daraufhin zu
überprüfen, ob sie sich nachteilig auf international aner-
kannte Standards zum Schutz der Menschenrechte auswir-
ken. Als bedeutsame Risikofelder werden genannt:
Zwangs- und Kinderarbeit, Diskriminierung, die Schädi-
gung der Gesundheit und der Umwelt. Hinsichtlich der
Schutzbereiche wird es kaum Widersprüche gegen das ge-
plante Lieferkettengesetz geben. Auch die Bundesrepublik
Deutschland hat menschenrechtliche und soziale Mindest-
standards im Zusammenhang mit Produkti-
ons- bzw. Arbeitsbedingungen anerkannt. Zu
nennen ist die Sanktionierung von Kinder-
arbeit, Artikel 10 UN- Sozialpakt, ILO-Kern
Arbeitsnormen; Verbot von Zwangsarbeit
und Sklaverei, Art. 4 der Menschenrechts-
deklaration, Art. 8 UN-Zivilpakt. Anerkannt
ist das Recht auf einen existenzsichernden
Lohn, Art. 23 der Menschenrechtsdeklaration;
das Recht auf menschenwürdige und sichere
Arbeitsbedingungen, Art. 3 und 23 der Men-
schenrechtsdeklaration und ein Recht auf ge-
regelte nichtexzessive Arbeitszeit, Art. 24 der
Menschenrechtsdeklaration.

Die Frage ist nur, wie kann es den Unternehmen gelingen,
die Einhaltung dieser völkerrechtlichen Verpflichtungen im
Rahmen der von ihnen unterhaltenen Lieferketten nach-
zuprüfen? Erinnert sei in diesem Zusammenhang an eine
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts. Es ging da-
rum, dass einzelne Kommunen durch Satzung geregelt hat-
ten, dass nur Grabsteine auf den örtlichen Friedhöfen ge-
setzt werden dürfen, die im Hinblick auf die Einhaltung der
genannten internationalen Regelungen zertifiziert sind.
Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Satzungen für un-
wirksam erklärt, weil vielfach Zertifizierungsurkunden von
nicht hinreichend oder überhaupt nicht zuverlässig akkre-
ditierten Zertifizierern ausgestellt wurden. Zutreffend ur-
teilte das Bundesverwaltungsgericht, dass eine solche Zu-
lassungsbeschränkung im Hinblick auf internationale Kon-

ventionen gegen die Kinderarbeit verfassungsrechtlich le-
gitim ist, aber nur Sinn macht, wenn die Nachweise
hinreichend glaubhaft sind.
So kann auch das Lieferkettengesetz nur Sinn machen,
wenn es für die Unternehmen eine zumutbare Möglichkeit
gibt, die Einhaltung der verlangten Regelungen überprüfen
zu lassen. Zahlreiche, viele Drittländer, genannt seien nur
Bangladesch und Kambodscha, verfügen nicht über öffent-
liche, staatliche Akkreditierungsstellen, die die Zertifizierer
überprüfen; es sind nicht einmal zuverlässige NGO’s vor-

handen. Hinsichtlich der Überprüfung der
Zertifizierer gibt es internationale Regelun-
gen, die sogenannten ILAC/IAF-Regelun-
gen, aber es gilt auch in diesem Zusammen-
hang, wer überprüft, ob sie von einer zuver-
lässigen NGO bzw. einer staatlichen Stelle
auch eingehalten worden sind?
Im Grunde handelt es sich bei dieser Anfor-
derung, der Anforderung an seriöse Über-
prüfung der Zertifizierungen, um eine recht-
liche Selbstverständlichkeit. Soweit keine
hinreichenden Anforderungen an den Nach-
weis der Erfüllungen der Vorgaben gestellt
werden, wäre das System nicht diskriminie-

rungsfrei. Es würden die Unternehmen benachteiligt, die
einen seriösen Nachweis führen gegenüber denen, die die-
sen Nachweis nicht erbringen.
Das in Europa eingeführte System von Akkreditierung und
Zertifizierung, d. h. kontrollierende, begutachtende Zertifi-
zierer müssen von einer staatlichen bzw. unabhängigen
und leistungsfähigen Einrichtung auch akkreditiert, d. h.
selbst überprüft werden, schafft eine transparente und ver-
lässliche Grundlage für den Nachweis der abverlangten
Systemkonformität.
Soweit es keine verlässliche Akkreditierung der Konfor-
mitätsbewertungsstellen bzw. Prüfstellen gibt würde das
im westlichen Inland vertreibende Unternehmen quasi ver-
pflichtet sein, die Produktionsbedingungen durch fachlich
geeignete und zuverlässig akkreditierte Auditoren im Her-
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kunftsland der jeweiligen Ware zu überprüfen bzw. über-
prüfen zu lassen. Damit stellt sich die Frage nach den Kos-
ten und damit verbunden die Frage nach dem Interesse an
den entsprechenden Gütern aus den Herkunftsländern der
Dritten Welt und damit verbunden, die Frage welche soziale
Bedeutung die Erhaltung von Arbeitsplätzen in diesen Län-
dern für die dort ansässigen Menschen hat.
Das eigentliche Problem bei dem geplanten Lieferkettenge-
setz ist demnach die Schaffung einer diskriminierungsfrei-
en, fachlich kompetenten, unabhängigen und kostenmäßig
vertretbaren Prüforganisation. Andernfalls würde das Ge-
setz ins Leere laufen.
Die Rechtsprechung von BGH und EuGH zur Haftung im
Falle marktzugelassener aber dennoch fehlerhafte Produkte
geht eindeutig dahin, die Zertifizierer nur bei Verletzung
der ihnen gesetzlich oder vertraglich auferlegten Prüf-

pflichten haftbar zu machen. Überträgt man dies auf die
Unternehmen, so kann ihre Verantwortung nur so weit
reichen, wie ihnen überhaupt befähigte und überprüfte Ein-
richtungen zu zumutbaren Bedingungen zur Verfügung
stehen.
Schlimmstenfalls wird das Lieferkettengesetz dazu führen,
dass sich Unternehmen über zweifelhafte NGO’s bzw. nicht
überprüfte Zertifizierer eine Legitimation für die Beteili-
gung an menschenunwürdigen Produktionsbedingungen
verschaffen können. Das soll nicht unterstellt werden, aber
die Möglichkeit würde bestehen.

Prof. Dr. Dr. Jürgen Ensthaler*

* Mehr über den Autor erfahren Sie auf Seite III.

Aufsätze
Thomas Gernert und Dr. Carsten Schucht, Planegg/Augsburg*

Produkthaftung und Batterieentwicklung/-technik

Batterien und Akkumulatoren sind nicht nur zentraler Be-
standteil des gegenwärtigen Warenangebots, sondern wer-
den ihren Siegeszug bei der mobilen Stromversorgung in
Zukunft aller Voraussicht nach verstärkt fortsetzen. Dessen
ungeachtet birgt der Einsatz gerade von den dominierenden
Lithium-Ionen-Akkus nicht unerhebliche Produkt- bzw. Si-
cherheitsrisiken. Mit dem vorliegenden Beitrag soll auf-
gezeigt werden, welche Stolperfallen bei der Entwicklung
solcher Akkus gerade auch unter Berücksichtigung tech-
nischer Normen zu beachten sind. Im Ergebnis soll damit
die Rechtssicherheit in der Batterietechnik gesteigert wer-
den.

I. Einleitung

Mobile Stromversorgung gewinnt seit geraumer Zeit zu-
nehmend an Bedeutung bei der Herstellung von Non-Food-
Produkten. Zahlreiche Geräte, die früher mechanisch, mit
einem Verbrennungsmotor oder unmittelbar am Stromnetz
betrieben wurden, werden nunmehr batterieelektrifiziert
und sind folglich mobil einsatzfähig. Der technische Grund
für diese Entwicklung sind Batterien und Akkumulatoren
(im Folgenden auch „Akkus“). Bis 2030 soll es Prognosen
zufolge sogar bis zu 14-mal mehr installierte Batteriespei-
cherkapazität im Einsatz geben als heute. Eine kurzfristige
Prognose bis 2025 wiederum sieht eine zunehmende An-
zahl an Batteriespeichern in diversen Branchen schon am
Horizont.1 Diese werden letztlich in ganz unterschiedlichen
Anwendungen eingesetzt, oft nahe am Körper getragen und
besonders gerne in Haushalts- und Elektrogeräten und da-

mit in Verbraucherprodukten verbaut. Deshalb sind Akkus
insbesondere im Maschinenbau, in der Elektro- und Spiel-
zeugindustrie, Medizintechnik sowie Telekommunikations-
branche verbreitet. Im Übrigen spielen sie bei Elektroautos
eine hervorgehobene Rolle.
Ein Akkumulator ist ein wiederaufladbares galvanisches
Element, das elektrische Energie auf elektrochemischer Ba-
sis speichert. Mit der Speicherung von Energie auf elektro-
chemischer Basis sind, je nach Zellchemie, freilich diverse
Gefahren verbunden. Die Höhe und Art der Gefahr hängen
letztlich von der Ausführung des Akkus, dem Anoden- und
dem Kathodenmaterial ab. Die tägliche Konstruktions- und
juristische Beratungspraxis führt deutlich vor Augen, dass
gerade Lithium-Ionen-Akkus nicht selten zu spektakulären
Schadensfällen im Feld führen, wobei Brandrisiken erfah-
rungsgemäß im Vordergrund stehen. Auch wenn diesbe-
züglich fraglos Elektroautos im besonderen Fokus der Öf-
fentlichkeit stehen, darf nicht übersehen werden, dass Bat-
teriebrände auch im Kontext mit E-Bikes, Spielzeugen oder
Mobiltelefonen und damit bei Volumenprodukten für Ver-
braucher vorkommen und im Worst-Case-Szenario ohne
Weiteres zu einer Feldmaßnahme wie einem Rückruf oder
einer Sicherheitswarnung führen können. Dominiert wird
der Markt für wiederaufladbare Batterien mit Abstand von
just diesen Lithium-Ionen-Akkus, sodass diese im Folgen-
den im Fokus stehen.
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* Mehr über die Autoren erfahren Sie auf Seite III.
1 http://www3.weforum.org/docs/WEF_A_Vision_for_a_Sustainable_

Battery_Value_Chain_in_2030_Report.pdf (zuletzt abgerufen am
30.6.2020).
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